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KURZE BEGRÜNDUNG

Am 15. Dezember 2021 unterbreitete die Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie über 
gemeinsame Vorschriften für die Binnenmärkte für erneuerbare Gase und Erdgas sowie 
Wasserstoff. Mit dieser Richtlinie wird das Ziel verfolgt, einen soliden politischen Rahmen zu 
schaffen, mit dem ein angemessener Übergang von fossilen Gasen zu CO2-armen und 
erneuerbaren Gasen sichergestellt wird, um einen europaweiten Markt für erneuerbare und 
CO2-arme Gase zu schaffen und die ehrgeizigen Klimaziele der Union zu erreichen. Die 
Verfasserin der Stellungnahme begrüßt den Vorschlag der Kommission, die bestehenden 
regulatorischen Hindernisse auf den Märkten zu beseitigen und die geeigneten Bedingungen 
für erneuerbares und CO2-armes Gas zu schaffen, wobei gleichzeitig für 
Energieversorgungssicherheit und Marktliquidität gesorgt werden soll. Insbesondere die 
Angleichung der Verbraucherschutzrechte an den bereits bestehenden Schutz auf den 
Strommärkten kommt angesichts der steigenden Energiekosten zur rechten Zeit. Ein Drittel der 
von europäischen Haushalten verbrauchten Energie stammt aus Erdgas. Die Kosten für die 
Verbraucher müssen niedrig gehalten werden.

Wasserstoff wird ein teurer Energieträger bleiben und ist daher keine geeignete Option für den 
privaten Heizbedarf der Verbraucher. Auch wenn die Nutzung von Wasserstoff für die 
Verbraucher nicht gefördert wird, sollten sie auf dem gesamten Gasmarkt das gleiche Maß an 
Schutz genießen, und zwar unabhängig von dem ihnen zur Verfügung stehenden Gasmix.

Für die Gasverbraucher ist es schwierig zu verstehen, wofür sie bezahlen, wie sie zwischen 
verschiedenen Angeboten unterscheiden können und wie nachhaltig ihre Gasversorgung ist. 
Daher ist es von entscheidender Bedeutung, klare Regeln festzulegen, damit die Verbraucher 
Zugang zu Vergleichsinstrumenten haben, die den gesamten Gasmarkt abdecken, sodass sie das 
für sie am besten geeignete Angebot auswählen können. Die Versorger sollten Informationen 
über alle verfügbaren Angebote zur Verfügung stellen, um sie in das Vergleichsinstrument 
einzuspeisen. Dieses Vergleichsinstrument sollte leicht verständlich sein und die Verbraucher 
in die Lage versetzen, zu verstehen, wofür sie zahlen, wie sie zwischen verschiedenen 
Angeboten unterscheiden können und wie nachhaltig ihre Gasversorgung ist.

Die Verfasserin der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten die notwendigen 
Maßnahmen ergreifen sollten, um vulnerable Verbraucher, die von Energiearmut bedroht sind, 
zu schützen. Die derzeitige Energiepreiskrise verdeutlicht, dass ein solider Schutz für von 
Energiearmut betroffene und vulnerable Verbraucher wichtig ist. Deshalb schlägt die 
Verfasserin vor, die entsprechenden Kriterien aus der Elektrizitätsrichtlinie zu übernehmen, 
damit vulnerable Verbraucher, die von Energiearmut betroffen sind, präzise ermittelt werden 
können. Außerdem sollte diesen Verbrauchern soziale und wirtschaftliche Unterstützung 
gewährt werden, um ihre Stigmatisierung zu vermeiden und sicherzustellen, dass niemand 
zurückgelassen wird. Die Verbraucher sollten insbesondere im Winter, wenn ihr Leben und 
ihre Gesundheit auf dem Spiel stehen, vor Unterbrechungen der Versorgung geschützt werden. 

Darüber hinaus sollten die Verbraucher das Recht haben, den Gasversorger auf einfache Weise 
zu wechseln. Anbieter von Paketleistungen haben Endkunden die Möglichkeit der Kündigung 
oder des Versorgerwechsels einzelner Teile des Paketvertrags mittels direkter Verhandlungen 
zwischen den Vertragsparteien einzuräumen.
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Was die elektronischen intelligenten Messsysteme anbelangt, so ist es wichtig, dass eine 
Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt wird, um die Vorteile abzuschätzen, die sich für die 
Verbraucher aus dem Einsatz intelligenter Zähler ergeben, damit in einer Zeit, in der die 
Verwendung fossiler Gase schrittweise auslaufen muss, keine zusätzlichen Investitionen und 
Belastungen für die Verbraucher anfallen.

Darüber hinaus ist eine neue Bestimmung über Drittmittler erforderlich, wenn diese Aufgaben 
des Energieversorgers abschließend erfüllen, da keine Regulierung für Drittmittler besteht und 
die Verbraucher sich auf ihre in dieser Richtlinie vorgesehenen Rechte berufen können sollten.

Die Endkunden, die in der Lage sind, erneuerbares Gas zu speichern und selbst zu erzeugen, 
sollten das Recht haben, an allen Gasmärkten und Wertschöpfungsketten teilzunehmen und die 
notwendigen Dienstleistungen für das Energiesystem zu erbringen.

Insgesamt wird mit dem Vorschlag für eine Richtlinie darauf abgezielt, für das Funktionieren 
des Binnenmarktes für Gase und unabhängig vom Energiemix für ein hohes Maß an 
Verbraucherschutz zu sorgen.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge zu 
berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Im Rahmen des von der 
Kommission am 30. November 2016 
vorgeschlagenen Pakets „Saubere Energie 
für alle Europäer“ wurde mit der 
Verordnung (EU) 2019/9436 und der 
Richtlinie (EU) 2019/9447 ein weiterer 
Schritt zum Ausbau des 
Elektrizitätsbinnenmarktes vollzogen, in 
dessen Mittelpunkt die Bürgerinnen und 
Bürgern stehen und der einen Beitrag zu 
den Zielen der Union im Hinblick auf den 
Übergang zu einem sauberen 
Energiesystem und zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen leistet. Der 
Erdgasbinnenmarkt sollte sich auf 
dieselben Grundsätze stützen und 
insbesondere das gleiche Maß an 
Verbraucherschutz gewährleisten.

(4) Im Rahmen des von der 
Kommission am 30. November 2016 
vorgeschlagenen Pakets „Saubere Energie 
für alle Europäer“ wurde mit der 
Verordnung (EU) 2019/9436 und der 
Richtlinie (EU) 2019/9447 ein weiterer 
Schritt zum Ausbau des 
Elektrizitätsbinnenmarktes vollzogen, in 
dessen Mittelpunkt die Bürgerinnen und 
Bürgern stehen und der einen Beitrag zu 
den Zielen der Union im Hinblick auf den 
Übergang zu einem sauberen 
Energiesystem und zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen leistet. Der 
Binnenmarkt für Erdgas und für 
erneuerbare Gase sollte sich auf dieselben 
Grundsätze stützen und das gleiche Maß an 
Verbraucherschutz gewährleisten, sodass 
niemand zurückgelassen wird und 
insbesondere Verbraucher vor höheren 
Tarifen geschützt werden, die 
möglicherweise für die Subventionierung 
von Investitionen genutzt werden, die den 
Verbrauchern in der Zukunft nicht 
zugutekommen.

_________________ _________________
6 Verordnung (EU) 2019/943 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 über den 
Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 
14.6.2019, S. 54).

6 Verordnung (EU) 2019/943 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 über den 
Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 
14.6.2019, S. 54).

7 Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

7 Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung 
der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 
vom 14.6.2019, S. 125).

vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung 
der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 
vom 14.6.2019, S. 125).

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Richtlinie soll die Verbreitung 
erneuerbarer Gase und CO2-armer Gase im 
Energiesystem erleichtern und so eine 
Verlagerung weg von fossilem Gas 
ermöglichen, damit diese neuen Gase bei 
der Verwirklichung der Klimaziele der EU 
bis 2030 und der Klimaneutralität bis 2050 
eine wichtige Rolle einnehmen können. 
Die Richtlinie zielt auch darauf ab, einen 
Rechtsrahmen zu schaffen, der allen 
Marktteilnehmern die Möglichkeit sowie 
Anreize dafür bietet, bei der Planung ihrer 
Tätigkeiten die Übergangsrolle von 
fossilem Gas zu berücksichtigen, um 
Anbindeeffekte zu vermeiden und einen 
schrittweisen und rechtzeitigen Ausstieg 
aus der Nutzung fossilen Gases, 
insbesondere in allen relevanten 
Industriesektoren und für die 
Wärmeversorgung, zu gewährleisten.

(6) Die Richtlinie soll die Verbreitung 
erneuerbarer Gase und CO2-armer Gase im 
Energiesystem erleichtern und so eine 
Verlagerung weg von fossilem Gas 
ermöglichen, damit diese neuen Gase bei 
der Verwirklichung der Klimaziele der EU 
bis 2030 und der Klimaneutralität bis 2050 
eine wichtige Rolle einnehmen können. 
Die Richtlinie zielt auch darauf ab, einen 
Rechtsrahmen zu schaffen, der allen 
Marktteilnehmern die Möglichkeit sowie 
Anreize dafür bietet, bei der Planung ihrer 
Tätigkeiten die Übergangsrolle von 
fossilem Gas zu berücksichtigen, um 
Anbindeeffekte zu vermeiden und einen 
schrittweisen und rechtzeitigen Ausstieg 
aus der Nutzung fossilen Gases, 
insbesondere in allen relevanten 
Industriesektoren und für die individuelle 
Wärmeversorgung, zu gewährleisten und 
gleichzeitig die zunehmende 
Energiearmut zu verringern.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Im Einklang mit der EU-
Wasserstoffstrategie soll ab 2030 in 
großem Maßstab erneuerbarer Wasserstoff 
eingesetzt werden, um bestimmte Sektoren 

(8) Im Einklang mit der EU-
Wasserstoffstrategie soll ab 2030 in 
großem Maßstab erneuerbarer Wasserstoff 
eingesetzt werden, um bestimmte 
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– von der Luftfahrt über die Schifffahrt bis 
hin zu schwer zu dekarbonisierenden 
Industriesektoren – zu dekarbonisieren. 
Alle an Wasserstoffsysteme 
angeschlossene Endkunden werden 
dieselben grundlegenden 
Verbraucherrechte haben wie die an das 
Erdgassystem angeschlossenen 
Endkunden, z. B. das Recht auf Wechsel 
des Versorgers und genaue 
Abrechnungsinformationen. Wenn 
Kunden, z. B. Industriekunden, an das 
Wasserstoffnetz angeschlossen sind, 
werden sie von den gleichen 
Verbraucherschutzrechten profitieren wie 
Erdgaskunden. Verbraucherbestimmungen 
zur Förderung der Beteiligung von 
Haushalten am Markt wie Bestimmungen 
zu Preisvergleichsinstrumenten, aktiven 
Kunden und Bürgerenergiegemeinschaften 
gelten allerdings nicht für das 
Wasserstoffsystem.

Sektoren – von der Luftfahrt über die 
Schifffahrt bis hin zu schwer zu 
dekarbonisierenden Industriesektoren – zu 
dekarbonisieren. Alle an 
Wasserstoffsysteme angeschlossenen 
Endkunden werden von denselben 
Verbraucherschutzbestimmungen 
profitieren und dieselben grundlegenden 
Verbraucherrechte haben wie die an das 
Erdgassystem angeschlossenen 
Endkunden, z. B. das Recht auf Wechsel 
des Versorgers und genaue 
Abrechnungsinformationen. Wenn 
Kunden, z. B. Industriekunden, an das 
Wasserstoffnetz angeschlossen sind, 
werden sie von den gleichen 
Verbraucherschutzrechten profitieren wie 
Erdgaskunden. Verbraucherbestimmungen 
zur Förderung der Beteiligung von 
Haushalten am Markt wie Bestimmungen 
zu Preisvergleichsinstrumenten, aktiven 
Kunden und Bürgerenergiegemeinschaften 
gelten allerdings nicht für das 
Wasserstoffsystem.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Im Einklang mit der EU-
Wasserstoffstrategie hat für die EU die 
Entwicklung von erneuerbarem 
Wasserstoff‚ der hauptsächlich mit Wind- 
und Sonnenenergie hergestellt wird, 
Priorität. Erneuerbarer Wasserstoff ist die 
Option, die langfristig am besten mit dem 
Klimaneutralitätsziel der EU und dem 
Null-Schadstoff-Ziel sowie einem 
integrierten Energiesystem vereinbar ist. 
CO2-arme Brennstoffe wie CO2-armer 
Wasserstoff können jedoch bei der 
Energiewende insbesondere kurz- und 
mittelfristig eine Rolle spielen, um die 
Emissionen bestehender Brennstoffe rasch 
zu verringern und die Nutzung 

(9) Im Einklang mit der EU-
Wasserstoffstrategie hat für die EU die 
Entwicklung von erneuerbarem 
Wasserstoff‚ der hauptsächlich mit Wind- 
und Sonnenenergie hergestellt wird, 
Priorität. Erneuerbarer Wasserstoff ist die 
Option, die langfristig am besten mit dem 
Klimaneutralitätsziel und dem Null-
Schadstoff-Ziel der EU sowie einem 
integrierten Energiesystem vereinbar ist. 
CO2-arme Brennstoffe wie CO2-armer 
Wasserstoff werden jedoch bei der 
Energiewende insbesondere kurz- und 
mittelfristig eine Rolle spielen, um die 
Emissionen bestehender Brennstoffe rasch 
zu verringern und die Nutzung 
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erneuerbarer Brennstoffe, z. B. 
erneuerbaren Wasserstoffs, zu unterstützen. 
Zur Unterstützung der Energiewende muss 
für CO2-armen Wasserstoff und 
synthetische gasförmige Brennstoffe ein 
Mindestschwellenwert für die 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
festgelegt werden. Dieser 
Mindestschwellenwert sollte für 
Wasserstoff, der in Anlagen erzeugt wird, 
die ab dem 1. Januar 2031 in Betrieb 
genommen werden, strenger werden, um 
den technologischen Entwicklungen 
Rechnung zu tragen und die dynamischen 
Fortschritte bei der Verringerung der 
Treibhausgasemissionen aus der 
Wasserstofferzeugung besser zu fördern. In 
der EU-Strategie zur Integration des 
Energiesystems wurde hervorgehoben, 
dass ein EU-weites Zertifizierungssystem 
eingeführt werden muss, das auch CO2-
arme Brennstoffe abdeckt, damit die 
Mitgliedstaaten diese mit anderen 
Dekarbonisierungsoptionen vergleichen 
und in ihrem Energiemix als tragfähige 
Lösung berücksichtigen können. Um 
sicherzustellen, dass CO2-arme Brennstoffe 
die gleiche Dekarbonisierungswirkung 
haben wie andere erneuerbare Alternativen, 
ist es wichtig, sie mithilfe eines ähnlichen 
methodischen Ansatzes auf der Grundlage 
einer Lebenszyklusanalyse ihrer gesamten 
Treibhausgasemissionen zu zertifizieren. 
Dies würde die Einführung eines 
umfassenden EU-weiten 
Zertifizierungssystems ermöglichen, das 
den gesamten Energiemix der Union 
abdeckt. Da es sich bei CO2-armen 
Brennstoffen und CO2-armem Wasserstoff 
nicht um erneuerbare Brennstoffe handelt, 
war es nicht möglich, die sie betreffende 
Terminologie und ihre Zertifizierung in 
den Vorschlag für die Überarbeitung der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates8 
aufzunehmen. Diese Lücke wird mit ihrer 
Aufnahme in die vorliegende Richtlinie 
geschlossen.

erneuerbarer Brennstoffe, z. B. 
erneuerbaren Wasserstoffs, sowie die 
Dekarbonisierung der energieintensiven 
Industrie und des Verkehrs in Europa zu 
unterstützen. Zur Unterstützung der 
Energiewende muss für CO2-armen 
Wasserstoff und synthetische gasförmige 
Brennstoffe ein realistischer 
Mindestschwellenwert für die 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
festgelegt werden. Dieser 
Mindestschwellenwert sollte für 
Wasserstoff, der in Anlagen erzeugt wird, 
die ab dem 1. Januar 2031 in Betrieb 
genommen werden, strenger werden, um 
den technologischen Entwicklungen 
Rechnung zu tragen und die dynamischen 
Fortschritte bei der Verringerung der 
Treibhausgasemissionen aus der 
Wasserstofferzeugung besser zu fördern. In 
der EU-Strategie zur Integration des 
Energiesystems wurde hervorgehoben, 
dass ein EU-weites Zertifizierungssystem 
eingeführt werden muss, das auch CO2-
arme Brennstoffe abdeckt, damit die 
Mitgliedstaaten diese mit anderen 
Dekarbonisierungsoptionen vergleichen 
und in ihrem Energiemix als tragfähige 
Lösung berücksichtigen können. Um 
sicherzustellen, dass CO2-arme Brennstoffe 
die gleiche Dekarbonisierungswirkung 
haben wie andere erneuerbare Alternativen, 
um das Vertrauen der Verbraucher zu 
gewährleisten und um den Ausbau eines 
globalen Handels mit CO2-armen 
Brennstoffen zu fördern, ist es wichtig, 
CO2-arme Brennstoffe mithilfe eines 
präzisen methodischen Ansatzes auf der 
Grundlage einer Lebenszyklusanalyse ihrer 
gesamten Treibhausgasemissionen zu 
zertifizieren. Dies würde die Einführung 
eines umfassenden EU-weiten 
Zertifizierungssystems ermöglichen, das 
den gesamten Energiemix der Union 
abdeckt. Da es sich bei CO2-armen 
Brennstoffen und CO2-armem Wasserstoff 
nicht um erneuerbare Brennstoffe handelt, 
war es nicht möglich, die sie betreffende 
Terminologie und ihre Zertifizierung in 
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den Vorschlag für die Überarbeitung der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates8 
aufzunehmen. Diese Lücke wird mit ihrer 
Aufnahme in die vorliegende Richtlinie 
geschlossen.

_________________ ________________
8 Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, 
S. 82).

8 Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, 
S. 82).

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Die Freiheiten, die der Vertrag den 
Bürgern der Union garantiert unter 
anderem der freie Warenverkehr, die 
Niederlassungsfreiheit und der freie 
Dienstleistungsverkehr, sind nur in einem 
vollständig geöffneten Markt erreichbar, 
der allen Verbrauchern die freie Wahl ihrer 
Lieferanten und allen Anbietern die freie 
Belieferung ihrer Kunden gestattet.

(10) Die Freiheiten, die der Vertrag den 
Bürgern der Union garantiert, unter 
anderem der freie Warenverkehr, die 
Niederlassungsfreiheit und der freie 
Dienstleistungsverkehr, sind nur in einem 
vollständig geöffneten Markt erreichbar, 
der allen Verbrauchern die freie Wahl ihrer 
Versorger und allen Anbietern die freie 
Belieferung ihrer Kunden gestattet. Ein 
vollständig integrierter EU-Energiemarkt 
sollte einer besseren Anbindung der 
Energieinfrastruktur zwischen den 
Mitgliedstaaten und einem fairen und 
offenen Wettbewerb Vorrang einräumen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Im Mittelpunkt dieser Richtlinie 
sollten die Belange der Verbraucher 
stehen, und die Gewährleistung der 

(11) Im Mittelpunkt dieser Richtlinie 
sollten die Belange der Verbraucher 
stehen, und die Gewährleistung der 
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Dienstleistungsqualität sollte zentraler 
Bestandteil der Aufgaben von 
Erdgasunternehmen sein. Die bestehenden 
Verbraucherrechte und die in der 
Europäischen Säule sozialer Rechte 
vorgesehenen Rechte auf Zugang zu 
essenziellen Dienstleistungen, 
einschließlich Energieversorgung, sowie 
auf Schutz vor Energiearmut müssen 
gestärkt und abgesichert werden und 
sollten auch auf mehr Transparenz 
ausgerichtet sein. Durch den 
Verbraucherschutz sollte sichergestellt 
werden, dass allen Kunden im größeren 
Kontext der Union die Vorzüge 
eines wettbewerbsorientierten Gasmarktes 
zugutekommen. Die Rechte der 
Verbraucher sollten von den 
Mitgliedstaaten oder, sofern ein 
Mitgliedstaat dies vorgesehen hat, von den 
Regulierungsbehörden durchgesetzt 
werden.

Dienstleistungsqualität sollte zentraler 
Bestandteil der Aufgaben von 
Erdgasunternehmen sein. Die bestehenden 
Verbraucherrechte und die in der 
europäischen Säule sozialer Rechte und im 
REPowerEU-Plan vorgesehenen Rechte 
auf Zugang zu essenziellen 
Dienstleistungen, einschließlich 
Energieversorgung, sowie das Recht auf 
eine sichere und erschwingliche 
Energieversorgung und auf Schutz vor 
Energiearmut müssen gestärkt und 
abgesichert werden und sollten auch auf 
mehr Transparenz ausgerichtet sein. Durch 
den Verbraucherschutz sollte sichergestellt 
werden, dass allen Kunden im größeren 
Kontext der Union die Vorzüge eines 
wettbewerbsorientierten Gas- und 
Wasserstoffmarktes zugutekommen. Die 
Rechte der Verbraucher sollten von den 
Mitgliedstaaten oder, sofern ein 
Mitgliedstaat dies vorgesehen hat, von den 
Regulierungsbehörden durchgesetzt 
werden.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Im REPowerEU-Plan wird betont, 
dass die Entkopplung von russischen 
Energieimporten während des Übergangs 
der EU zu sauberer Energie höhere und 
stärker schwankende Energiepreise nach 
sich ziehen kann, weshalb die 
Notwendigkeit hervorgehoben wird, auf 
Ebene der Mitgliedstaaten gezielte 
Maßnahmen zur Minderung von 
Preisschwankungen, zur Eindämmung 
von Preiserhöhungen und zum Schutz 
von Personen, die unter Energiearmut 
leiden oder davon bedroht sind, zu 
ergreifen, um einen fairen Übergang für 
alle sicherzustellen.
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Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Die Mitgliedstaaten sollten in 
Bezug auf die Auferlegung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 
von Gasunternehmen zur Verfolgung von 
Zielen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse über einen breiten 
Ermessensspielraum verfügen. Allerdings 
sind gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen in Form der Festsetzung 
der Gasversorgungspreise eine 
grundsätzlich wettbewerbsverzerrende 
Maßnahme, die oft zu einer Kumulierung 
von Defiziten bei den Tarifen, 
eingeschränkten Wahlmöglichkeiten für 
die Verbraucher, weniger Anreizen für 
Investitionen in Energieeinsparungen und 
Energieeffizienz, geringerer 
Dienstleistungsqualität, einem geringeren 
Maß an Einbeziehung und Zufriedenheit 
der Verbraucher, einer Einschränkung des 
Wettbewerbs und einem geringeren 
Umfang an innovativen Produkten und 
Dienstleistungen auf dem Markt führt. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher andere 
politische Instrumente und insbesondere 
gezielte sozialpolitische Maßnahmen 
anwenden, um den Bürgerinnen und 
Bürgern eine Gasversorgung zu 
erschwinglichen Preisen zu sichern. 
Öffentliche Eingriffe in die Preisbildung 
für die Gasversorgung sollten nur als 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen und 
unter besonderen Voraussetzungen 
vorgenommen werden. Der 
Preiswettbewerb wie auch der Wettbewerb 
im außerpreislichen Bereich zwischen den 
vorhandenen Versorgern würden durch 
einen vollständig liberalisierten, gut 
funktionierenden Endkundenmarkt für 
Erdgas gefördert, und es würden Anreize 

(14) Die Mitgliedstaaten sollten in 
Bezug auf die Auferlegung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 
von Gasunternehmen zur Verfolgung von 
Zielen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse über einen breiten 
Ermessensspielraum verfügen. Allerdings 
sind gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen in Form der Festsetzung 
der Gasversorgungspreise eine 
grundsätzlich wettbewerbsverzerrende 
Maßnahme, die oft zu einer Kumulierung 
von Defiziten bei den Tarifen, 
eingeschränkten Wahlmöglichkeiten für 
die Verbraucher, weniger Anreizen für 
Energieeinsparungen und Investitionen in 
Energieeffizienz, geringerer 
Dienstleistungsqualität, einem geringeren 
Maß an Einbeziehung und Zufriedenheit 
der Verbraucher, einer Einschränkung des 
Wettbewerbs und einem geringeren 
Umfang an innovativen Produkten und 
Dienstleistungen auf dem Markt führt. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher andere 
politische Instrumente und insbesondere 
gezielte sozialpolitische Maßnahmen 
anwenden, um den Bürgerinnen und 
Bürgern eine Erdgasversorgung zu 
erschwinglichen Preisen zu sichern und 
einen fairen Übergang für alle 
sicherzustellen, bei dem niemand 
zurückgelassen wird. Öffentliche Eingriffe 
in die Preisbildung für die 
Erdgasversorgung sollten nur als 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen und 
unter besonderen Voraussetzungen 
vorgenommen werden. Der 
Preiswettbewerb wie auch der Wettbewerb 
im außerpreislichen Bereich zwischen den 
vorhandenen Versorgern würden durch 
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für neue Markteintritte geschaffen, sodass 
die Wahlmöglichkeiten für die 
Verbraucher und die 
Verbraucherzufriedenheit zunähmen.

einen vollständig liberalisierten, gut 
funktionierenden Endkundenmarkt für 
Erdgas gefördert, und es würden Anreize 
für neue Markteintritte geschaffen, sodass 
die Wahlmöglichkeiten für die 
Verbraucher und die 
Verbraucherzufriedenheit zunähmen.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16a) Bei der Umsetzung von Strategien 
für die Umstellung auf einen anderen 
Brennstoff können die Mitgliedstaaten die 
Verteilungswirkungen abschätzen, um 
festzustellen, ob es eines Eingreifens der 
öffentlichen Hand bedarf, damit 
unverhältnismäßige Auswirkungen auf 
bestimmte Kundengruppen gelindert 
werden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Die Verbraucher sollten klar und 
verständlich über ihre Rechte gegenüber 
dem Energiesektor informiert werden. Die 
Kommission hat nach Absprache mit den 
relevanten Interessenträgern, einschließlich 
der Mitgliedstaaten, der 
Regulierungsbehörden, der 
Verbraucherorganisationen und der 
Erdgasunternehmen, eine verständliche, 
benutzerfreundliche Checkliste für 
Energieverbraucher erstellt, die praktische 
Informationen für die Verbraucher über 
ihre Rechte enthält. Diese Checkliste für 
Energieverbraucher sollte auf dem 
neuesten Stand gehalten, allen 

(17) Die Verbraucher sollten klar und 
verständlich über ihre Rechte im 
Energiesektor informiert werden. Die 
Kommission hat nach Absprache mit den 
relevanten Interessenträgern, einschließlich 
der Mitgliedstaaten, der 
Regulierungsbehörden, der 
Verbraucherorganisationen und der 
Erdgasunternehmen, eine verständliche, 
benutzerfreundliche Checkliste für 
Energieverbraucher erstellt, die praktische 
Informationen für die Verbraucher über 
ihre Rechte enthält. Diese Checkliste für 
Energieverbraucher sollte regelmäßig 
aktualisiert und auf dem neuesten Stand 
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Verbrauchern zur Verfügung gestellt und 
öffentlich zugänglich gemacht werden.

gehalten werden und nach Möglichkeit die 
aktuellen Marktentwicklungen 
widerspiegeln. Sie sollte allen 
Verbrauchern zur Verfügung gestellt und 
öffentlich zugänglich gemacht werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Erdgas spielt bei der 
Energieversorgung nach wie vor eine 
Schlüsselrolle, da der Gasverbrauch der 
Haushalte noch immer höher ist als ihr 
Stromverbrauch. Auch wenn die 
Elektrifizierung ein Schlüsselelement des 
grünen Wandels ist, werden die Haushalte 
auch künftig Erdgas, einschließlich 
steigender Mengen erneuerbarer Gase, 
verbrauchen.

(20) Erdgas spielt bei der 
Energieversorgung nach wie vor eine 
Schlüsselrolle, da der Erdgasverbrauch 
der Haushalte noch immer höher ist als ihr 
Stromverbrauch. Auch wenn die 
Elektrifizierung ein Schlüsselelement des 
grünen Wandels ist, werden die Haushalte 
auch künftig Erdgas, einschließlich 
steigender Mengen CO2-armer und 
erneuerbarer Gase, verbrauchen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Ebenso wie im Stromsektor sind 
auch im Erdgassektor Marktflexibilitäten 
und ein angemessener Rechtsrahmen für 
die Verbraucherrechte in der Union von 
wesentlicher Bedeutung, um 
sicherzustellen, dass die Verbraucher an 
der Energiewende teilhaben und von 
erschwinglichen Preisen, guten 
Dienstleistungsstandards und einer 
leistungsfähigen, die technologischen 
Entwicklungen widerspiegelnden 
Angebotspalette profitieren können.

(23) Ebenso wie im Stromsektor sind 
auch im Erdgassektor Marktflexibilitäten 
und ein angemessener Rechtsrahmen für 
die Verbraucherrechte in der Union von 
wesentlicher Bedeutung, um 
sicherzustellen, dass alle Bürgerinnen und 
Bürger an der Energiewende teilhaben und 
von erschwinglichen Preisen, guten 
Dienstleistungsstandards und einer 
leistungsfähigen, die nachhaltigen 
technologischen Entwicklungen 
widerspiegelnden Angebotspalette 
profitieren können.
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Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 24

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24) Die Umstellung von fossilem Gas 
auf erneuerbare Alternativen wird 
gelingen, wenn Energie aus erneuerbaren 
Quellen für die Verbraucher zu einer 
attraktiven, nichtdiskriminierenden 
Wahlmöglichkeit auf der Grundlage 
wirklich transparenter Informationen wird, 
bei der die Übergangskosten gerecht auf 
die verschiedene Verbrauchergruppen und 
Marktteilnehmer verteilt werden.

(24) Die Umstellung von fossilem Gas 
auf erneuerbare Alternativen, 
einschließlich Biomethan, wird gelingen, 
wenn Energie aus erneuerbaren Quellen für 
alle Verbraucher zu einer verfügbaren, 
attraktiven, nichtdiskriminierenden 
Wahlmöglichkeit auf der Grundlage 
wirklich transparenter Informationen wird, 
bei der die Übergangskosten gerecht auf 
die verschiedenen Verbrauchergruppen 
und Marktteilnehmer verteilt werden.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 27

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Um kohärent und wirksam zu sein, 
sollten dieser spiegelbildliche Ansatz 
soweit möglich alle Bestimmungen zum 
Schutz und zur Stärkung der Verbraucher 
umfassen, sofern sie an den Gasmarkt 
angepasst werden können. Dies sollte sich 
von grundlegenden vertraglichen Rechten 
bis hin zu Vorschriften über 
Abrechnungsinformationen, den Wechsel 
von Energieversorgern, zuverlässige 
Vergleichsinstrumente, den Schutz 
schutzbedürftiger und von Energiearmut 
betroffener Verbraucher, die 
Gewährleistung eines angemessenen 
Datenschutzes für intelligente Zähler und 
die Datenverwaltung sowie effizienten 
Vorschriften für alternative 
Streitbeilegungsverfahren erstrecken.

(27) Um kohärent und wirksam zu sein, 
sollte dieser spiegelbildliche Ansatz alle 
Bestimmungen zum Schutz der 
Verbraucher umfassen. Dies sollte sich von 
grundlegenden vertraglichen Rechten und 
umfassenden vorvertraglichen 
Informationen bis hin zu Vorschriften 
über Abrechnungsinformationen, den 
Wechsel von Energieversorgern, 
zuverlässige Vergleichsinstrumente, den 
Schutz insbesondere schutzbedürftiger und 
von Energiearmut betroffener Verbraucher, 
die Gewährleistung eines angemessenen 
Datenschutzes für intelligente Zähler und 
die Datenverwaltung sowie effizienten 
Vorschriften für alternative 
Streitbeilegungsverfahren erstrecken.

Änderungsantrag 15
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) Die Modernisierung des Gassektors 
dürfte zu erheblichen wirtschaftlichen 
Vorteilen sowohl im Hinblick auf einen 
verbesserten Wettbewerb im 
Endkundengeschäft als auch hinsichtlich 
seines sozialen Nutzens, seiner 
Verteilungsvorteile und der Stärkung der 
Kunden führen, wozu auch stärkere 
vertragliche Rechte und besser verfügbare 
Informationen über den Verbrauch und 
Energiequellen zählen, die zu 
umweltfreundlicheren Entscheidungen 
führen. Energie-Interessengemeinschaften 
dürften zur verstärkten Nutzung 
erneuerbarer Gase beitragen.

(29) Die Modernisierung des Gassektors 
dürfte zu erheblichen wirtschaftlichen 
Vorteilen durch einen verbesserten 
Wettbewerb im Endkundengeschäft – bei 
gleichzeitigen Anreizen und der 
Unterstützung für neue Markteintritte – 
und hinsichtlich seines sozialen Nutzens, 
seiner Verteilungsvorteile und der 
Stärkung der Kunden führen, wozu auch 
stärkere vertragliche Rechte und besser 
verfügbare Informationen über den 
Verbrauch und Energiequellen zählen, die 
zu umweltfreundlicheren und stärker 
preisorientierten Entscheidungen wie etwa 
der Durchführung von Maßnahmen für 
Energieeffizienz und der langfristigen 
Umstellung von Gas auf andere 
nachhaltigere und effizientere 
Energiequellen wie etwa erneuerbare 
Energieträger führen. Energie-
Interessengemeinschaften dürften zur 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Gase 
beitragen.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Der Wechsel des Versorgers ist ein 
wichtiger Indikator für die Einbeziehung 
der Verbraucher sowie ein wichtiges 
Instrument zur Stärkung des Wettbewerbs 
auf dem Erdgasmarkt. Die 
Versorgerwechselraten sind nach wie vor 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
unterschiedlich, und die Verbraucher 
werden durch Ausstiegs- und 
Kündigungsgebühren von einem Wechsel 
abgehalten. Wenngleich die Auswahl für 
die Verbraucher durch eine Aufhebung 

(30) Der Wechsel des Versorgers ist ein 
wichtiger Indikator für die Einbeziehung 
der Verbraucher sowie ein wichtiges 
Instrument zur Stärkung des Wettbewerbs 
auf dem Erdgasmarkt und sollte deshalb 
Verbrauchern als ein grundlegendes 
Recht gewährleistet werden. Die 
Versorgerwechselraten sind jedoch nach 
wie vor von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
unterschiedlich, und die Verbraucher 
werden durch Ausstiegs- und 
Kündigungsgebühren von einem Wechsel 
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dieser Gebühren möglicherweise insofern 
eingeschränkt werden könnten, als auf die 
Vergütung von Kundentreue ausgelegte 
Produkte vom Markt verschwinden, 
dürften weitere Gebührenbeschränkungen 
dem Wohl und der Einbeziehung der 
Verbraucher sowie dem Marktwettbewerb 
zugutekommen.

des Energieträgers und des Versorgers 
abgehalten. Wenngleich die Auswahl für 
die Verbraucher durch eine Aufhebung 
dieser Gebühren möglicherweise insofern 
eingeschränkt werden könnte, als auf die 
Vergütung von Kundentreue ausgelegte 
Produkte vom Markt verschwinden, 
dürften weitere Gebührenbeschränkungen 
dem Wohl und der Einbeziehung der 
Verbraucher sowie dem Marktwettbewerb, 
einschließlich der Förderung der Nutzung 
von Biomethan und anderer CO2-armer 
und erneuerbarer Gase, zugutekommen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30a) Im Falle gebündelter Investitionen 
in Ausrüstung sollte der wirtschaftliche 
Verlust, der sich aus der vorzeitigen 
Beendigung des Vertrags durch den 
Kunden ergibt, auf der Grundlage des 
verbleibenden Teils der Servicegebühr bis 
zum Ablauf des Vertrags bestimmt 
werden. Im Einklang mit der 
Vertragsfreiheit sollten Anbieter von 
Paketleistungen – sofern dies in den 
Vertragsbedingungen vorgesehen ist – 
Endkunden die Möglichkeit der 
Kündigung oder des Wechsels einzelner 
Teile des Paketvertrags mittels direkter 
Verhandlungen einräumen.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Mehrere Faktoren erschweren den 
Verbrauchern den Zugang, das Verständnis 
und die Nutzung der verschiedenen ihnen 

(32) Mehrere Faktoren erschweren den 
Verbrauchern den Zugang, das Verständnis 
und die Nutzung der verschiedenen ihnen 
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zur Verfügung stehenden Quellen von 
Marktinformationen. Die Angebote sollten 
daher vergleichbarer gestaltet und die 
Hindernisse für einen Versorgerwechsel 
auf ein Mindestmaß reduziert werden, 
ohne die Wahlmöglichkeiten für die 
Verbraucher übermäßig einzuschränken.

zur Verfügung stehenden Quellen von 
Marktinformationen. Die Angebote sollten 
daher vergleichbarer gestaltet werden, 
indem die Verbraucher angemessen unter 
anderem über die Umweltauswirkungen 
der Energieangebote informiert werden, 
und im Wege von Vergleichsinstrumenten 
für alle Kunden, und ungerechtfertigte 
Hindernisse für einen Wechsel sollten 
abgebaut werden, ohne die 
Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher 
übermäßig einzuschränken.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Unabhängige 
Vergleichsinstrumente, z. B. Websites, 
sind wirksame Mittel, mit denen kleinere 
Kunden die Vorteile der verschiedenen am 
Markt verfügbaren Energieangebote 
beurteilen können. Sie sollten darauf 
abzielen, ein möglichst breites 
Angebotsspektrum zu erfassen und den 
Markt so umfassend wie möglich 
abzudecken, damit die Kunden einen 
repräsentativen Überblick erhalten. Von 
entscheidender Bedeutung ist, dass kleinere 
Kunden Zugang zu mindestens einem 
Vergleichsinstrument haben und dass die 
über solche Instrumente bereitgestellten 
Informationen vertrauenswürdig, 
unparteiisch und transparent sind. Zu 
diesem Zweck könnten die Mitgliedstaaten 
ein Vergleichsinstrument vorsehen, das 
von einer nationalen Behörde oder einem 
Privatunternehmen betrieben wird.

(33) Unabhängige 
Vergleichsinstrumente, z. B. Websites, 
sind wirksame Mittel, mit denen kleinere 
Kunden die Vorteile der verschiedenen am 
Markt verfügbaren Energieangebote 
beurteilen können. Sie sollten darauf 
abzielen, ein möglichst breites 
Angebotsspektrum zu erfassen und den 
Markt so umfassend wie möglich 
abzudecken, damit die Kunden auf klare 
und leicht verständliche Weise einen 
repräsentativen Überblick erhalten. Wenn 
die Umweltauswirkungen als wesentliches 
Angebotsmerkmal beworben werden, 
sollten die Vergleichsinstrumente auch 
eine Beschreibung dieser 
Umweltauswirkungen umfassen. Von 
entscheidender Bedeutung ist, dass kleinere 
Kunden Zugang zu mindestens einem 
Vergleichsinstrument haben und dass die 
über solche Instrumente bereitgestellten 
Informationen vertrauenswürdig, 
unparteiisch, transparent und leicht 
verständlich sind. Zu diesem Zweck 
könnten die Mitgliedstaaten ein 
Vergleichsinstrument vorsehen, das von 
einer nationalen Behörde oder einem 
Privatunternehmen betrieben wird. 
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Überdies müssen Kunden unbedingt klare 
und verständliche vorvertragliche 
Informationen bereitgestellt werden, 
damit sie mit den Details und den Folgen 
des Vertrags umfassend vertraut sind.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Endkunden sollten auch in der 
Lage sein, selbst erzeugtes erneuerbares 
Gas zu verbrauchen, zu speichern und zu 
vermarkten sowie an allen Erdgasmärkten 
teilzunehmen und so für das System 
Hilfsdienste zu erbringen, etwa durch 
Speicherung von Energie. Die 
Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, in 
ihrem nationalen Recht unterschiedliche 
Bestimmungen zu Steuern und Abgaben 
für einzelne und gemeinsam handelnde 
aktive Kunden vorzusehen.

(34) In manchen Fällen sind 
Endkunden, insbesondere in der 
Landwirtschaft, in der Lage, selbst 
erzeugtes erneuerbares Gas zu 
verbrauchen, zu speichern und zu 
vermarkten. In dem Maße, in dem sie 
diese Tätigkeiten ausüben können, sollten 
diese Kunden in der Lage sein, an allen 
Erdgasmärkten einschließlich der lokalen 
Versorgung teilzunehmen, für das Netz 
Hilfsdienste zu erbringen und Energie zu 
speichern, während sie gleichzeitig ihre 
Rechte als Endkunden wahren. Die 
Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, in 
ihrem nationalen Recht unterschiedliche 
Bestimmungen zu Steuern und Abgaben 
für einzelne und gemeinsam handelnde 
aktive Kunden vorzusehen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 35 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35a) Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften im Sinne der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 und 
Bürgerenergiegemeinschaften im Sinne 
der Richtlinie (EU) 2019/944 können 
dazu beitragen, dass erneuerbares Gas 
erzeugt und gespeichert wird sowie die 
Versorgung damit erfolgt, was einen 
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Beitrag zur Dekarbonisierung des 
Energiesystems leistet. Insbesondere 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
können vor allem in ländlichen Regionen 
zum Aufbau einer lokalen 
Kreislaufwirtschaft beitragen. Wenn 
strenge Umweltnormen, zum Beispiel zur 
Verhinderung des Austretens von 
Methan, beachtet werden, können 
Bürgerenergiegemeinschaften auch 
Verbraucher, die nicht in der Nähe der 
Biogaserzeugung leben, bei der Nutzung 
von Angeboten von erneuerbarem Gas 
unterstützen. Es besteht die 
Notwendigkeit, für gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu sorgen, 
damit erneuerbare Gase wie Biomethan in 
das Erdgassystem integriert werden 
können. Gleichzeitig sollte sichergestellt 
werden, dass die Verpflichtungen gemäß 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 beachtet 
werden und dass diese Verordnung 
keinen Anreiz dafür bietet, 
Energiepflanzen zu erzeugen, was nicht 
nur zu Monokulturen und damit 
verbundenen Problemen führen, sondern 
auch die Verknappung von 
Nahrungsmittelpflanzen verstärken 
würde.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Die Bestimmungen über 
Bürgerenergiegemeinschaften stehen der 
Existenz anderer Bürgerinitiativen, z. B. 
von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 oder 
Bürgerinitiativen auf der Grundlage 
privatrechtlicher Vereinbarungen, nicht 
entgegen. Die Mitgliedschaft in einer 
Bürgerenergiegemeinschaft sollte allen 
Arten von Rechtspersonen offenstehen. 
Allerdings sollten die 

(36) Die Bestimmungen über 
Bürgerenergiegemeinschaften stehen der 
Existenz anderer Bürgerinitiativen, z. B. 
von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 oder 
Bürgerinitiativen auf der Grundlage 
privatrechtlicher Vereinbarungen, nicht 
entgegen. Die Mitgliedschaft in einer 
Bürgerenergiegemeinschaft sollte allen 
Arten von Rechtspersonen offenstehen. 
Allerdings sollten die 
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Entscheidungsbefugnisse in einer 
Bürgerenergiegemeinschaft auf diejenigen 
Mitglieder oder Anteilseigner beschränkt 
sein, die nicht in großem Umfang 
kommerziellen Tätigkeiten nachgehen und 
für die die Energiewirtschaft nicht der 
primäre Bereich der Geschäftstätigkeit ist. 
Dies bedeutet, dass 
Bürgerenergiegemeinschaften und einzelne 
Mitglieder oder Anteilseigner von 
Rechtsträgern, die solchen Tätigkeiten 
nachgehen, finanziell und wirtschaftlich 
unabhängig sein müssen, wobei jedoch die 
Möglichkeit besteht, dass 
Bürgerenergiegemeinschaften die 
Verwaltung der für ihre Tätigkeiten 
erforderlichen Anlagen, einschließlich 
Installation, Betrieb, Datenverarbeitung 
und Wartung, delegieren.

Entscheidungsbefugnisse in einer 
Bürgerenergiegemeinschaft auf diejenigen 
Mitglieder oder Anteilseigner beschränkt 
sein, die nicht in großem Umfang 
kommerziellen Tätigkeiten nachgehen und 
für die die Energiewirtschaft nicht der 
primäre Bereich der Geschäftstätigkeit ist. 
Dies bedeutet, dass 
Bürgerenergiegemeinschaften und einzelne 
Mitglieder oder Anteilseigner von 
Rechtsträgern, die solchen Tätigkeiten 
nachgehen, finanziell und wirtschaftlich 
unabhängig sein müssen, wobei jedoch die 
Möglichkeit besteht, dass 
Bürgerenergiegemeinschaften die 
Verwaltung der für ihre Tätigkeiten 
erforderlichen Anlagen, einschließlich 
Installation, Betrieb, Datenverarbeitung 
und Wartung, delegieren. Um Missbrauch 
zu verhindern und eine breite Beteiligung 
sicherzustellen, sollten Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften und 
Bürgerenergiegemeinschaften, die im 
Bereich erneuerbaren Gases tätig sind, 
unabhängig von einzelnen Mitgliedern 
und anderen traditionellen 
Marktteilnehmern bleiben können, die 
sich als Mitglieder oder Anteilseigner an 
der Gemeinschaft beteiligen oder auf 
andere Weise, z. B. durch Investitionen, 
dazu beitragen.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Abrechnungen und 
Abrechnungsinformationen sind wichtige 
Mittel, um die Endkunden zu informieren 
und ihre Position zu stärken. 
Energierechnungen sind nach wie vor der 
häufigste Anlass für Bedenken und 
Beschwerden der Verbraucher und damit 
ein Faktor, der zu der anhaltend geringen 
Zufriedenheit und Einbeziehung der 

(37) Abrechnungen und 
Abrechnungsinformationen sind wichtige 
Mittel, um die Endkunden zu informieren 
und ihre Position zu stärken. 
Energierechnungen sind nach wie vor der 
häufigste Anlass für Bedenken und 
Beschwerden der Verbraucher und damit 
ein Faktor, der zu der anhaltend geringen 
Zufriedenheit und Einbeziehung der 
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Verbraucher im Gassektor beiträgt. Auch 
die Bestimmungen über 
Abrechnungsinformationen für den 
Gassektor greifen gegenüber den Rechten, 
die den Verbrauchern im 
Elektrizitätssektor gewährt werden, zu 
kurz. Sie müssen daher angepasst und 
durch Mindestanforderungen an 
Abrechnungen und 
Abrechnungsinformationen im Gassektor 
ergänzt werden, damit die Verbraucher 
Zugang zu transparenten und leicht 
verständlichen Informationen erhalten. 
Abrechnungen sollten den 
Endverbrauchern Informationen über ihren 
Verbrauch und ihre Kosten liefern, damit 
sie leichter Angebote vergleichen und den 
Versorger wechseln können, sowie 
Informationen über ihre Verbraucherrechte 
(z. B. über alternative 
Streitbeilegungsverfahren) vermitteln. 
Darüber hinaus sollten Rechnungen ein 
Instrument sein, um die Verbraucher im 
Markt aktiv einzubeziehen, damit sie ihre 
Verbrauchsmuster steuern und 
umweltfreundlichere Entscheidungen 
treffen können.

Verbraucher im Gassektor beiträgt. Auch 
die Bestimmungen über 
Abrechnungsinformationen für den 
Gassektor greifen gegenüber den Rechten, 
die den Verbrauchern im 
Elektrizitätssektor gewährt werden, zu kurz 
und hemmen daher insbesondere mit 
Blick auf erneuerbare und CO2-arme 
Gase die umfassende Mitwirkung von 
Verbrauchern im Gassektor. Sie müssen 
daher angepasst und durch 
Mindestanforderungen an Abrechnungen 
und Abrechnungsinformationen im 
Gassektor ergänzt werden, damit alle 
Verbraucher Zugang zu transparenten, 
vollständigen und leicht verständlichen 
Informationen erhalten. Abrechnungen 
sollten den Endverbrauchern Informationen 
über ihren Verbrauch und ihre Kosten 
sowie über die Art, den Anteil und die 
Menge der Energie liefern, damit sie 
leichter Angebote vergleichen und den 
Versorger wechseln können, sowie 
Informationen über ihre Verbraucherrechte 
(z. B. über alternative 
Streitbeilegungsverfahren) und über die 
Quelle der erworbenen Energie. Darüber 
hinaus sollten Rechnungen ein Instrument 
sein, um die Verbraucher im Markt aktiv 
einzubeziehen, damit sie ihre 
Verbrauchsmuster steuern und 
umweltfreundlichere Entscheidungen 
treffen können. Verbraucher sollten 
Zugang zu genauen 
Abrechnungsinformationen in Online- 
und Offline-Formaten haben.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 39

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Ein zentraler Aspekt in der 
Versorgung der Verbraucher ist der 
Zugang zu objektiven und transparenten 
Verbrauchsdaten. Deshalb sollten die 

(39) Ein zentraler Aspekt in der 
Versorgung der Verbraucher ist der 
Zugang zu objektiven und transparenten 
Verbrauchsdaten. Deshalb sollten die 
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Verbraucher Zugang zu ihren 
Verbrauchsdaten und den damit 
verbundenen Preisen und 
Dienstleistungskosten haben, sodass sie die 
Wettbewerber auffordern können, ein 
Angebot auf der Grundlage 
dieser Informationen zu unterbreiten. Auch 
sollten die Verbraucher Anspruch darauf 
haben, in angemessener Form über ihren 
Energieverbrauch informiert zu werden. 
Vorauszahlungen sollten nicht zu 
unangemessenen Benachteiligungen 
derjenigen führen, die sie nutzen, und die 
unterschiedlichen Zahlungssysteme sollten 
nichtdiskriminierend sein. Sofern die 
Verbraucher ausreichend häufig über die 
Energiekosten informiert werden, sollte 
dies Anreize für Energieeinsparungen 
schaffen, da die Kunden auf diese Weise 
eine direkte Rückmeldung über die 
Auswirkungen der Investitionen in die 
Energieeffizienz und der 
Verhaltensänderungen erhalten.

Verbraucher Zugang zu ihren 
Verbrauchsdaten und den damit 
verbundenen Preisen und 
Dienstleistungskosten haben, sodass sie die 
Wettbewerber auffordern können, ein 
Angebot auf der Grundlage dieser 
Informationen zu unterbreiten. Auch 
sollten die Verbraucher Anspruch darauf 
haben, in angemessener Form über ihren 
Energieverbrauch informiert zu werden, 
und die Möglichkeit haben, leicht auf 
diese Informationen zuzugreifen. 
Vorauszahlungen sollten nicht zu 
unangemessenen Benachteiligungen 
derjenigen führen, die sie nutzen, und die 
unterschiedlichen Zahlungssysteme sollten 
nichtdiskriminierend sein. Sofern die 
Verbraucher ausreichend häufig über die 
Energiekosten informiert werden, sollte 
dies Anreize für Energieeinsparungen 
schaffen, da die Kunden auf diese Weise 
eine direkte Rückmeldung über die 
Auswirkungen der Investitionen in die 
Energieeffizienz und der 
Verhaltensänderungen erhalten.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 42 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(42a) Vorteile für den Netzbetrieb – 
insbesondere Einsparungen für den 
Betreiber etwa aufgrund eines besseren 
Netzmanagements oder einer genaueren 
Planung und Ermittlung von 
Netzverlusten – sollten nach Möglichkeit 
bewertet und bei der Berechnung des 
Beitrags der Endkunden zu den mit der 
Einführung von intelligenten 
Messsystemen verbundenen Kosten in 
Anrechnung gebracht werden.

Änderungsantrag 26
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 43

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(43) Nach der Einführung intelligenter 
Messsysteme wurden in den 
Mitgliedstaaten verschiedene Modelle für 
die Datenverwaltung entwickelt oder 
befinden sich in der Entwicklung. 
Unabhängig vom Datenverwaltungsmodell 
ist es wichtig, dass die Mitgliedstaaten 
transparente Regeln schaffen, damit unter 
nichtdiskriminierenden Bedingungen auf 
die Daten zugegriffen werden kann, und 
sie ein Höchstmaß an Cybersicherheit und 
Datenschutz sowie die Unparteilichkeit der 
datenverarbeitenden Stellen gewährleisten.

(43) Nach der Einführung intelligenter 
Messsysteme wurden in den 
Mitgliedstaaten verschiedene Modelle für 
die Datenverwaltung entwickelt oder 
befinden sich in der Entwicklung. 
Unabhängig vom Datenverwaltungsmodell 
ist es wichtig, dass die Mitgliedstaaten 
transparente Regeln schaffen, damit alle 
Verbraucher unter nichtdiskriminierenden 
Bedingungen auf die Daten zugreifen 
können, und ein Höchstmaß an 
Cybersicherheit und Datenschutz sowie die 
Unparteilichkeit der datenverarbeitenden 
Stellen gewährleisten.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 44

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(44) Ein besserer Verbraucherschutz ist 
gewährleistet, wenn für alle Verbraucher 
ein Zugang zu wirksamen 
Streitbeilegungsverfahren besteht. Die 
Mitgliedstaaten sollten Verfahren zur 
schnellen und wirksamen Behandlung von 
Beschwerden festlegen .

(44) Ein besserer Verbraucherschutz ist 
gewährleistet, wenn für alle Verbraucher 
ein Zugang zu wirksamen 
Streitbeilegungsverfahren besteht. Die 
Mitgliedstaaten sollten Verfahren zur 
schnellen und wirksamen Behandlung von 
Beschwerden festlegen. Anleitungen dazu, 
wo und wie Beschwerden eingereicht 
werden können, sollten in 
Verbraucherverträgen und im Rahmen 
von Abrechnungsinformationen zur 
Verfügung gestellt werden.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 46

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(46) Gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/1999 und der Richtlinie 
(EU) 2019/944 des Europäischen 
Parlaments und des Rates10 hat die 
Kommission indikative Leitlinien11 zu 
geeigneten Indikatoren für die Erfassung 
von Energiearmut und zur Definition des 
Begriffs „erhebliche Anzahl von von 
Energiearmut betroffenen Haushalten“ 
bereitgestellt.

(46) Gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/1999 und der Richtlinie 
(EU) 2019/944 des Europäischen 
Parlaments und des Rates10 hat die 
Kommission indikative Leitlinien11 zu 
geeigneten Indikatoren für die Erfassung 
von Energiearmut und zur Definition des 
Begriffs „erhebliche Anzahl von von 
Energiearmut betroffenen Haushalten“ 
bereitgestellt. Die Kommission sollte in 
Zusammenarbeit mit Eurostat und den 
Mitgliedstaaten innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie die Vergleichbarkeit der 
Datensätze verbessern, damit diese nach 
Möglichkeit unter den Mitgliedstaaten 
verglichen werden können.

_________________ _________________
10 Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung 
der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 
vom 14.6.2019, S. 125).

10 Richtlinie (EU) 2019/944 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung 
der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 
vom 14.6.2019, S. 125).

11 Empfehlung C(2020) 9600 final der 
Kommission vom 14.10.2020 zu 
Energiearmut.

11 Empfehlung C(2020)9600 der 
Kommission vom 14.10.2020 zu 
Energiearmut.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 100 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(100a) Drittmittler, wie z. B. 
automatisierte Wechselinstrumente und 
Rechnungsteiler, werden von den 
Verbrauchern zunehmend genutzt, um 
etwa ihre Rechnungen aufzuteilen oder 
den Versorger zu wechseln. Wenn 
Drittmittler Aufgaben abschließend 
ausführen, die normalerweise von den 
Energieversorgern übernommen werden, 
sollten sie an denselben Rechtsrahmen 
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gebunden sein.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Mit dieser Richtlinie werden 
gemeinsame Vorschriften für die 
Fernleitung, die Verteilung, die Lieferung 
und die Speicherung von Gasen im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 2 unter Nutzung 
des Erdgassystems gemäß Artikel 2 
Nummer 3 erlassen. Die Richtlinie regelt 
die Organisation und 
Funktionsweise dieses Sektors , den 
Marktzugang, die Kriterien und Verfahren 
für die Erteilung von Fernleitungs-, 
Verteilungs-, Liefer- und 
Speichergenehmigungen für Gase, für die 
das Erdgassystem genutzt wird, sowie den 
Betrieb der Netze.

(1) Mit dieser Richtlinie werden 
gemeinsame Vorschriften für die 
Fernleitung, die Verteilung, die Lieferung 
und die Speicherung von Gasen im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 2 unter Nutzung 
des Erdgassystems gemäß Artikel 2 
Nummer 3 sowie 
Verbraucherschutzvorschriften erlassen. 
Die Richtlinie regelt die Organisation und 
Funktionsweise dieses Sektors, den 
Zugang zu einem wahrlich integrierten, 
wettbewerbsorientierten, 
verbraucherfreundlichen, flexiblen, 
fairen, transparenten und 
diskriminierungsfreien Markt, die 
Kriterien und Verfahren für die Erteilung 
von Fernleitungs-, Verteilungs-, Liefer- 
und Speichergenehmigungen für Gase, für 
die das Erdgassystem genutzt wird, sowie 
den Betrieb der Netze.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Artikel 10, 11, 15 und 23 und 
Anhang I gelten auch für Drittmittler, 
wenn sie Aufgaben abschließend 
ausführen, die normalerweise von den 
Energieversorgern übernommen werden.

Änderungsantrag 32
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 41 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

41a. „geschützter Kunde“ einen 
geschützten Kunden im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 5 der Verordnung (EU) 
2017/1938 des Europäischen Parlaments 
und des Rates;

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 71 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

71a. „Drittmittler“ eine natürliche oder 
juristische Person, die nicht als 
Erdgasunternehmen tätig ist und die im 
Rahmen ihrer gewerblichen, 
geschäftlichen oder beruflichen Tätigkeit
a) Verbrauchern 
Gasversorgungsverträge oder verwandte 
Dienstleistungen vorschlägt oder anbietet;
b) Verbraucher unterstützt, indem sie 
Energiemanagementdienstleistungen oder 
andere vertragsbezogene Dienstleistungen 
als die unter a) genannten ausführt;
c) Gasversorgungsverträge mit 
Erdgasunternehmen im Auftrag des 
Verbrauchers abschließt;
d) Gasversorgungsverträge mit 
Verbrauchern im Auftrag des 
Erdgasunternehmens abschließt;

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Mitgliedstaaten ergreifen 
geeignete Maßnahmen, um die 
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Netzbetreiber zu verpflichten, im 
Einklang mit dem [Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die 
Binnenmärkte für erneuerbare Gase und 
Erdgas sowie für Wasserstoff 
(Neufassung) (COM(2021)0804)] 
getrennte regulierte Anlagevermögen für 
Gas, Strom und Wasserstoff 
beizubehalten.
Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, 
dass die Netzbetreiber keine zusätzlichen 
Kosten in ihre Gasnetztarife für 
Verbraucher einbeziehen, die mit einer 
möglichen Umwandlung des bestehenden 
Gasnetzes in ein Wasserstoffnetz 
zusammenhängen.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Abweichend von den Absätzen 1 
und 2 dürfen die Mitgliedstaaten in die 
Festsetzung der Erdgasversorgungspreise 
für von Energiearmut betroffene oder 
schutzbedürftige Haushaltskunden 
eingreifen. Staatliche Eingriffe dieser Art 
unterliegen den Bedingungen der 
Absätze 4 und 5.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 
und 2 dürfen die Mitgliedstaaten in die 
Festsetzung der Gasversorgungspreise für 
von Energiearmut betroffene oder 
schutzbedürftige Haushaltskunden oder 
andere geschützte Kunden im 
außergewöhnlichen Fall eines 
beispiellosen Preisanstiegs eingreifen. 
Staatliche Eingriffe dieser Art unterliegen 
den Bedingungen der Absätze 4 und 5.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Für staatliche Eingriffe in die 
Festsetzung der Erdgasversorgungspreise 
gelten folgende Bedingungen:

(4) Für staatliche Eingriffe in die 
Festsetzung der Gasversorgungspreise 
gelten folgende Bedingungen:
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Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) sie müssen klar festgelegt, 
transparent, diskriminierungsfrei und 
überprüfbar sein;

b) sie müssen klar festgelegt, 
transparent, diskriminierungsfrei, 
überprüfbar und gerecht für alle 
Versorger sein;

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) mit ihnen muss der 
gleichberechtigte Zugang von 
Erdgasunternehmen in der Union zu den 
Kunden sichergestellt werden

c) mit ihnen muss der 
gleichberechtigte Zugang von 
Gasunternehmen in der Union zu den 
Kunden sichergestellt werden;

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Ein Mitgliedstaat, der gemäß 
Absatz 3 dieses Artikels in die Festsetzung 
der Erdgasversorgungspreise eingreift, 
muss unabhängig davon, ob eine 
erhebliche Anzahl seiner Haushalte von 
Energiearmut betroffen ist, die Artikel 3 
Absatz 3 Buchstabe d und Artikel 24 der 
Verordnung (EU) 2018/1999 einhalten.

(5) Ein Mitgliedstaat, der gemäß 
Absatz 3 dieses Artikels in die Festsetzung 
der Gasversorgungspreise eingreift, muss 
unabhängig davon, ob eine erhebliche 
Anzahl seiner Haushalte von Energiearmut 
betroffen ist, die Artikel 3 Absatz 3 
Buchstabe d und Artikel 24 der 
Verordnung (EU) 2018/1999 einhalten.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 6
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Während eines 
Übergangszeitraums, in dem zwischen den 
Versorgern ein wirksamer Wettbewerb für 
Erdgasversorgungsverträge hergestellt 
und uneingeschränkt wirksame 
marktgestützte Endkundengaspreise gemäß 
Absatz 1 erreicht werden sollen, dürfen die 
Mitgliedstaaten in die Festsetzung der 
Erdgasversorgungspreise für 
Haushaltskunden und Kleinstunternehmen, 
die nicht von den Eingriffen gemäß 
Absatz 3 profitieren, eingreifen.

(6) Während eines 
Übergangszeitraums, in dem zwischen den 
Versorgern ein wirksamer Wettbewerb für 
Gasversorgungsverträge hergestellt 
werden soll und uneingeschränkt wirksame 
marktgestützte Endkundengaspreise gemäß 
Absatz 1 erreicht werden sollen, dürfen die 
Mitgliedstaaten in die Festsetzung der 
Erdgasversorgungspreise für 
Haushaltskunden und Kleinstunternehmen, 
die nicht von den Eingriffen gemäß 
Absatz 3 profitieren, eingreifen.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 8 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Verpflichtungen nach Absatz 2 
gelten unabhängig davon, ob die CO2-
armen Brennstoffe in der Union gewonnen 
oder importiert werden. Angaben zur 
geografischen Herkunft der bzw. des von 
den einzelnen Brennstofflieferanten 
angebotenen CO2-armen Brennstoffe oder 
CO2-armen Wasserstoffs und zur Art der 
für sie verwendeten Rohstoffe werden 
Verbrauchern auf den Websites der 
Betreiber, der Versorger oder der jeweils 
zuständigen Behörden bereitgestellt und 
jährlich aktualisiert.

(4) Die Verpflichtungen nach Absatz 2 
gelten unabhängig davon, ob die CO2-
armen Brennstoffe in der Union gewonnen 
oder importiert werden. Angaben zur 
geografischen Herkunft der bzw. des von 
den einzelnen Brennstofflieferanten 
angebotenen CO2-armen Brennstoffe oder 
CO2-armen Wasserstoffs und zur Art der 
für sie verwendeten Rohstoffe werden 
Verbrauchern auf ihren 
Energierechnungen und den Websites der 
Betreiber, der Versorger oder der jeweils 
zuständigen Behörden bereitgestellt und 
jährlich aktualisiert.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Name und Anschrift des a) Name und Anschrift des Versorgers 
und seine Kontaktdaten (Telefonnummer, 
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Versorgers; E-Mail-Adresse und Kontaktdaten des 
Kundendienstes);

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

fa) Produktbezeichnung und 
Hauptmerkmale, einschließlich – wenn 
die Umweltauswirkungen als wesentliches 
Merkmal des Angebots beworben werden 
– einer Beschreibung dieser 
Umweltauswirkungen, zumindest in 
Bezug auf die CO2-Emissionen aus den 
vom Lieferanten im Vorjahr gelieferten 
Gasen;

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Bereitstellung eindeutiger 
Informationen zu den Verbraucherrechten, 
auch zur Behandlung von Beschwerden 
und einschließlich aller in diesem Absatz 
angeführten Informationen, im Rahmen der 
Abrechnung oder auf der Website des 
Wasserstoff- oder Erdgasunternehmens.

h) Bereitstellung eindeutiger 
Informationen zu den Verbraucherrechten, 
einschließlich klarer und verständlicher 
Informationen zur Behandlung von 
Beschwerden, auch dazu, wie und wo eine 
Beschwerde eingereicht werden sollte, und 
einschließlich aller in diesem Absatz 
angeführten Informationen, im Rahmen der 
Abrechnung oder auf der Website des 
Wasserstoff- oder Erdgasunternehmens.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe h a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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ha) Informationen über den Erbringer 
und gegebenenfalls den Preis zusätzlicher 
Dienstleistungen, z. B. Versicherungs- 
und Energieeffizienzdienstleistungen.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Bedingungen müssen fair und im 
Voraus genau bekannt sein. Die 
Informationen werden in jedem Fall vor 
Abschluss oder Bestätigung des Vertrags 
bereitgestellt. Auch bei Abschluss des 
Vertrags durch Vermittler werden die unter 
den Buchstaben a bis f genannten 
Informationen vor Vertragsabschluss 
bereitgestellt.

Die Bedingungen müssen fair und im 
Voraus genau bekannt sein. Die 
Informationen werden in jedem Fall vor 
Abschluss oder Bestätigung des Vertrags 
in verbraucherfreundlicher, klarer und 
eindeutiger Sprache bereitgestellt. Auch 
bei Abschluss des Vertrags durch 
Vermittler werden die unter den 
Buchstaben a bis f genannten 
Informationen vor Vertragsabschluss 
bereitgestellt.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Den Endkunden wird eine knappe, leicht 
verständliche und klar gekennzeichnete 
Zusammenfassung der wichtigsten 
Vertragsbedingungen zur Verfügung 
gestellt.

Den Endkunden wird eine knappe, leicht 
verständliche und klar gekennzeichnete 
Zusammenfassung der wichtigsten 
Vertragsbedingungen in einem Dokument 
zur Verfügung gestellt.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 3 – Unterabsatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Mithilfe ihrer nationalen 
Regulierungsbehörden stellen die 
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Mitgliedstaaten die Verwendung einer 
einheitlichen Terminologie auf nationaler 
Ebene sicher.

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Versorger stellen den 
Endkunden transparente Informationen 
über geltende Preise und Tarife sowie über 
die Standardbedingungen für den Zugang 
zu Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
Gasen und deren Inanspruchnahme bereit.

(5) Die Versorger stellen den 
Endkunden transparente Informationen 
über geltende Preise, Tarife und 
Standardbedingungen für den Zugang zu 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
Gasen und deren Inanspruchnahme bereit, 
insbesondere darüber, ob der Preis fest 
oder variabel ist und gegebenenfalls über 
etwaige Sonderaktionen oder Rabatte und 
über zusätzliche Produkte und/oder 
Dienstleistungen, die mit dem Dienst 
gebündelt sind.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Mithilfe ihrer nationalen 
Regulierungsbehörden stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die 
wichtigsten Vertragsinformationen in den 
den Verbrauchern von den Versorgern 
unterbreiteten Angeboten gekennzeichnet 
und hervorgehoben werden, und 
überwachen die Transparenz der 
Marktangebote und berichten darüber.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 6
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Den Endkunden wird von den 
Versorgern ein breites Spektrum an 
Zahlungsmodalitäten angeboten. Diese 
Modalitäten dürfen einzelne Kunden nicht 
unangemessen diskriminieren. Etwaige 
Unterschiede bei den Zahlungsarten oder 
Vorauszahlungssystemen müssen objektiv, 
diskriminierungsfrei und verhältnismäßig 
sein und dürfen gemäß Artikel 62 der 
Richtlinie (EU) 2015/2366 des 
Europäischen Parlaments und des Rates25 
die unmittelbaren Kosten, die dem 
Zahlungsempfänger für die Nutzung der 
jeweiligen Zahlungsart oder eines 
Vorauszahlungssystems entstehen, nicht 
übersteigen.

(6) Den Endkunden wird von den 
Versorgern ein breites Spektrum an 
Zahlungsmodalitäten angeboten. Diese 
Modalitäten dürfen einzelne Kunden nicht 
diskriminieren. Etwaige Unterschiede bei 
den Zahlungsarten oder 
Vorauszahlungssystemen müssen objektiv, 
diskriminierungsfrei und verhältnismäßig 
sein und dürfen gemäß Artikel 62 der 
Richtlinie (EU) 2015/2366 des 
Europäischen Parlaments und des Rates25 
die unmittelbaren Kosten, die dem 
Zahlungsempfänger für die Nutzung der 
jeweiligen Zahlungsart oder eines 
Vorauszahlungssystems entstehen, nicht 
übersteigen.

_________________ _________________
25 Richtlinie (EU) 2015/2366 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2015 über 
Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur 
Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 
2009/110/EG und 2013/36/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur 
Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).

25 Richtlinie (EU) 2015/2366 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. November 2015 über 
Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur 
Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 
2009/110/EG und 2013/36/EU und der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur 
Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 10 – Absatz 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erdgashaushaltskunden werden von 
den Versorgern angemessen und 
rechtzeitig vor dem geplanten Termin einer 
Versorgungsunterbrechung über alternative 
Maßnahmen informiert. Solche 
alternativen Maßnahmen können 
Informationen über Hilfsangebote zur 
Abwendung einer 
Versorgungsunterbrechung, 
Vorauszahlungssysteme, Energieaudits, 

(10) Erdgashaushaltskunden werden von 
den Versorgern angemessen und 
rechtzeitig vor dem geplanten Termin einer 
Versorgungsunterbrechung über alternative 
Maßnahmen informiert. Solche 
alternativen Maßnahmen beinhalten 
Informationen über Hilfsangebote zur 
Abwendung einer 
Versorgungsunterbrechung, 
Vorauszahlungssysteme, Energieaudits, 
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Energieberatungsdienste, alternative 
Zahlungspläne, Schuldnerberatung oder 
einen Aufschub der 
Versorgungsunterbrechung beinhalten, 
und sie dürfen Kunden, denen eine 
Versorgungsunterbrechung droht, keine 
Mehrkosten verursachen.

Energieberatungsdienste, alternative 
Zahlungspläne, Schuldnerberatung oder 
einen Aufschub der 
Versorgungsunterbrechung, und sie dürfen 
Kunden, denen eine 
Versorgungsunterbrechung droht, keine 
Mehrkosten verursachen.

Schutzbedürftige und von Energiearmut 
betroffene Haushaltskunden, die Erdgas 
zum Heizen verwenden, dürfen im Winter 
nicht vom Netz getrennt werden. Die 
Mitgliedstaaten können dieses Verbot der 
Trennung vom Netz während der 
Winterzeiten auf andere 
Haushaltskunden ausdehnen.
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
eine Trennung vom Netz bei laufenden 
gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Streitigkeiten zwischen dem Anbieter und 
den Kunden während eines Zeitraums von 
acht Wochen untersagt wird.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kunden müssen das Recht auf 
den Wechsel ihrer Gaslieferanten oder der 
Marktteilnehmer haben. Die 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Kunden, die Lieferanten bzw. Versorger 
oder Marktteilnehmer wechseln möchten, 
einen Anspruch auf den Wechsel unter 
Einhaltung der Vertragsbedingungen 
innerhalb von höchstens drei Wochen nach 
dem Tag der Antragstellung haben. 
Spätestens ab 2026 darf der technische 
Vorgang für den Wechsel des Versorgers 
oder Marktteilnehmers nicht länger als 
24 Stunden dauern und muss an jedem 
Arbeitstag möglich sein.

(1) Die Kunden müssen das Recht auf 
den Wechsel ihrer Gaslieferanten oder der 
Marktteilnehmer haben. Der Wechsel des 
Versorgers oder Marktteilnehmers muss 
so schnell wie möglich, spätestens jedoch 
innerhalb von drei Wochen ab dem 
Datum des Antrags, erfolgen. Die 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
Kunden, die Lieferanten bzw. Versorger 
oder Marktteilnehmer wechseln möchten, 
einen Anspruch auf den Wechsel unter 
Einhaltung der Vertragsbedingungen 
innerhalb von höchstens drei Wochen nach 
dem Tag der Antragstellung haben. 
Spätestens ab 2026 darf der technische 
Vorgang für den Wechsel des Versorgers 
oder Marktteilnehmers nicht länger als 
24 Stunden dauern und muss an jedem 
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Arbeitstag möglich sein.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 11 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass das Recht auf Wechsel des Versorgers 
oder Marktteilnehmers allen Kunden ohne 
Diskriminierung bei den Kosten, dem 
Aufwand und der Dauer gewährt wird.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 11 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
zumindest den Haushaltskunden und 
Kleinunternehmen bei einem Wechsel des 
Lieferanten von Gasen keine Gebühren in 
Rechnung gestellt werden. Die 
Mitgliedstaaten können jedoch zulassen, 
dass Versorger oder Marktteilnehmer den 
Kunden, die einen befristeten Liefervertrag 
mit festem Tarif freiwillig vorzeitig 
kündigen, Kündigungsgebühren berechnen, 
sofern diese Gebühren

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
zumindest den Haushaltskunden, 
einschließlich derjenigen, die ein 
Gasangebot abgeschlossen haben, das mit 
der Bereitstellung verbundener 
Ausrüstungen oder Dienstleistungen 
gebündelt ist, und Kleinst-  und 
Kleinunternehmen bei einem Wechsel des 
Lieferanten von Gasen keine Gebühren in 
Rechnung gestellt werden. Die 
Mitgliedstaaten können jedoch zulassen, 
dass Versorger oder Marktteilnehmer den 
Kunden, die einen befristeten Liefervertrag 
mit festem Tarif freiwillig vorzeitig 
kündigen, Kündigungsgebühren berechnen, 
sofern diese Gebühren

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 11 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(4a) Die Mitgliedstaaten sollten 
sicherstellen, dass den Bürgern 
benutzerfreundliche Informationen über 
die Regeln und das Verfahren für einen 
Anbieterwechsel in ihrem jeweiligen 
Mitgliedstaat sowie jegliche sonstigen 
relevanten Informationen zum 
Anbieterwechsel zur Verfügung gestellt 
werden, unter anderem über die in 
Artikel 23 dieser Richtlinie genannten 
zentralen Anlaufstellen.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
zumindest Erdgashaushaltskunden und 
Kleinstunternehmen unentgeltlich Zugang 
zu mindestens einem Instrument für den 
Vergleich von Angeboten verschiedener 
Versorger, einschließlich gebündelter 
Angebote, erhalten. Die Kunden sind in 
oder zusammen mit den Abrechnungen 
oder auf andere Art und Weise über die 
Verfügbarkeit dieser Instrumente zu 
unterrichten. Die Instrumente müssen 
mindestens die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen:

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
zumindest Erdgashaushaltskunden und 
Klein- und Kleinstunternehmen 
unentgeltlich Zugang zu mindestens einem 
Instrument für den Vergleich von 
Angeboten verschiedener Versorger, 
einschließlich gebündelter Angebote, 
erhalten. Die Kunden sind in oder 
zusammen mit den Abrechnungen oder auf 
andere Art und Weise über die 
Verfügbarkeit dieser Instrumente zu 
unterrichten. Die Instrumente müssen 
mindestens die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen:

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens ein Instrument den gesamten 
Erdgasmarkt abdeckt. Im Fall einer 
Marktabdeckung durch mehrere 
Instrumente zeigen diese Instrumente ein 
möglichst vollständiges Spektrum an 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
mindestens ein Instrument den gesamten 
Gasmarkt abdeckt. Im Fall einer 
Marktabdeckung durch mehrere 
Instrumente zeigen diese Instrumente ein 
möglichst vollständiges Spektrum an 
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Gasangeboten, das einen wesentlichen Teil 
des Marktes abdeckt, und in Fällen, in 
denen die Instrumente keine vollständige 
Marktabdeckung bieten, eine eindeutige 
Erklärung dazu, die vor den Ergebnissen 
angezeigt wird.

Gasangeboten, das einen wesentlichen Teil 
des Marktes abdeckt, und in Fällen, in 
denen die Instrumente keine vollständige 
Marktabdeckung bieten, eine eindeutige 
Erklärung dazu, die vor den Ergebnissen 
angezeigt wird.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten können 
vorschreiben, dass die in Absatz 1 
genannten Vergleichsinstrumente 
Vergleichskriterien für die Art der von den 
Versorgern angebotenen Dienstleistungen 
enthalten.

(3) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, 
dass die in Absatz 1 genannten 
Vergleichsinstrumente Vergleichskriterien 
für die Art der von den Versorgern 
angebotenen Dienstleistungen enthalten, 
darunter der Aspekt, ob der Preis fest oder 
variabel ist, die Vertragsdauer, der 
Einheitspreis einschließlich aller 
Gebühren und Steuern sowie Rabatte, um 
es den Endkunden zu ermöglichen, das 
billigste Angebot zu ermitteln, und, falls 
die Umweltauswirkungen als wesentliches 
Merkmal des Angebots beworben werden, 
eine Beschreibung der 
Umweltauswirkungen.

Bei der Festlegung dieser Kriterien 
konsultieren die Mitgliedstaaten die 
einschlägigen Interessengruppen, 
einschließlich Organisationen, die die 
Verbraucherinteressen vertreten.

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 12 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitgliedstaaten benennen eine 
zuständige Behörde, die dafür 
verantwortlich ist, an 
Vergleichsinstrumente, die die in Absatz 1 

(4) Die Mitgliedstaaten benennen eine 
zuständige Behörde, die dafür 
verantwortlich ist, an 
Vergleichsinstrumente, die die in Absatz 1 
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aufgeführten Voraussetzungen erfüllen, ein 
Vertrauenszeichen zu vergeben, und 
sicherstellt, dass mit einem 
Vertrauenszeichen versehene 
Vergleichsinstrument diese 
Voraussetzungen fortlaufend erfüllen. 
Diese Behörde muss von allen 
Marktteilnehmern und Betreibern von 
Vergleichsinstrumenten unabhängig sein.

aufgeführten Voraussetzungen erfüllen, ein 
Vertrauenszeichen zu vergeben, und 
sicherstellt, dass mit einem 
Vertrauenszeichen versehene 
Vergleichsinstrumente diese 
Voraussetzungen fortlaufend erfüllen. 
Damit die zuständigen Behörden 
Vertrauenszeichen vergeben können, 
stellen Lieferanten und einschlägige 
Intermediäre ihnen alle verfügbaren 
aktuellen und früheren Angebote zur 
Verfügung. Insbesondere führt die 
zuständige Behörde regelmäßige 
Überprüfungen der mit einem 
Vertrauenszeichen versehenen 
Preisvergleichsinstrumente durch, um 
sicherzustellen, dass die Anforderungen 
der Absätze 1 und 3 kontinuierlich erfüllt 
werden. Diese Behörde muss von allen 
Marktteilnehmern und Betreibern von 
Vergleichsinstrumenten unabhängig sein.

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, 
dass Endkunden das Recht haben, als 
aktive Kunden zu handeln, ohne 
unverhältnismäßigen oder 
diskriminierenden technischen 
Anforderungen, administrativen 
Anforderungen, Verfahren, Umlagen und 
Abgaben sowie nicht- kostenorientierten 
Netzentgelten zu unterliegen.

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, 
dass Endkunden, wie Endkunden in der 
Landwirtschaft oder im öffentlichen 
Sektor, das Recht haben, als aktive Kunden 
zu handeln, wobei ihre Rechte als 
Endkunden gemäß dieser Richtlinie 
gewahrt werden, ohne 
unverhältnismäßigen oder 
diskriminierenden technischen 
Anforderungen, administrativen 
Anforderungen, Verfahren, Umlagen und 
Abgaben sowie nicht- kostenorientierten 
Netzentgelten zu unterliegen.

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Richtlinie
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Artikel 13 – Absatz 4 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) das Recht haben, innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums, nachdem sie 
einen entsprechenden Antrag gestellt 
haben, einen Netzanschluss zu erhalten, 
wenn alle notwendigen Voraussetzungen 
wie die Bilanzkreisverantwortung erfüllt 
sind,

a) das Recht haben, innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums, nachdem sie 
einen entsprechenden Antrag gestellt 
haben, einen Netzanschluss zu erhalten, 
wenn alle notwendigen Voraussetzungen 
wie die Bilanzkreisverantwortung erfüllt 
sind und das System dadurch nicht 
destabilisiert wird,

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) der jeweilige 
Verteilernetzbetreiber — vorbehaltlich 
einer nach der Bewertung durch die 
Regulierungsbehörde fairen Vergütung — 
mit Bürgerenergiegemeinschaften 
zusammenarbeitet, um Übertragungen 
erneuerbaren Erdgases innerhalb von 
Bürgerenergiegemeinschaften zu 
erleichtern;

d) der jeweilige 
Verteilernetzbetreiber – vorbehaltlich einer 
nach der Bewertung durch die 
Regulierungsbehörde fairen Vergütung – 
mit Bürgerenergiegemeinschaften 
zusammenarbeitet, um Übertragungen 
erneuerbaren Erdgases, z. B. Biomethan, 
innerhalb von 
Bürgerenergiegemeinschaften zu 
erleichtern;

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 14 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass sich Endkunden und insbesondere 
Haushalte, unter Beibehaltung ihrer 
Rechte und Pflichten als Endkunden an 
einer Bürgerenergiegemeinschaft 
beteiligen dürfen, ohne 
ungerechtfertigten oder 
diskriminierenden Bedingungen oder 
Verfahren unterworfen zu sein, durch die 
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ihre Beteiligung an einer 
Bürgerenergiegemeinschaft verhindert 
würde, sofern die Beteiligung nicht ihre 
gewerbliche oder berufliche 
Haupttätigkeit darstellt, sodass es keinen 
Interessenkonflikt gibt.

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass in ihren Hoheitsgebieten intelligente 
Messsysteme eingeführt werden. Diese 
Einführung kann einer Kosten-Nutzen-
Analyse unterliegen, die gemäß den in 
Anhang II genannten Grundsätzen erfolgt.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass in ihren Hoheitsgebieten intelligente 
Messsysteme eingeführt werden, um die 
Vorteile für die Endkunden zu bewahren. 
Diese Einführung kann einer Kosten-
Nutzen-Analyse unterliegen, bei der die 
Vorteile, die für Endkunden mit der 
Nutzung intelligenter Zähler verbunden 
sind, klar bewertet und angegeben 
werden. Die Kosten-Nutzen-Analyse 
erfolgt gemäß den in Anhang II genannten 
Grundsätzen.

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Mitgliedstaaten, die für die 
Einführung der intelligenten Messsysteme 
sorgen, erstellen mithilfe ihrer nationalen 
Regulierungsbehörden und in 
Abstimmung mit 
Verbraucherschutzeinrichtungen und 
anderen einschlägigen Organisationen 
Leitlinien, um den Endkunden klare und 
verständliche Informationen und 
Ratschläge über die Vorteile intelligenter 
Zähler zur Verfügung zu stellen. Diese 
Leitlinien
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– enthalten Vorschläge, wie alle 
Kundengruppen ihr intelligentes 
Messsystem nutzen können, um ihre 
Energieeffizienz zu steigern;
– berücksichtigen die besonderen 
Bedürfnisse schutzbedürftiger Kunden 
wie sehbehinderter und hörgeschädigter 
Personen sowie von Menschen mit 
niedrigem Bildungsniveau;
– ziehen bestehende lokale 
Unterstützungsdienste hinzu, um zu 
erläutern, wie schutzbedürftige Kunden 
von intelligenten Geräten profitieren 
können.

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 23 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
zentrale Anlaufstellen eingerichtet werden, 
über die die Verbraucher alle notwendigen 
Informationen über ihre Rechte, das 
geltende Recht und 
Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im 
Streitfall zur Verfügung stehen, erhalten. 
Diese zentralen Anlaufstellen können in 
allgemeine Verbraucherinformationsstellen 
eingegliedert sein, und sie können 
dieselben Stellen sein wie die zentralen 
Anlaufstellen für Strom gemäß Artikel 26 
der Richtlinie (EU) 2019/944 [über 
gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt.

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass eine 
zentrale Anlaufstelle eingerichtet wird, 
über die die Verbraucher alle notwendigen 
Informationen über ihre Rechte, das 
geltende Recht und 
Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im 
Streitfall zur Verfügung stehen, erhalten. 
Diese zentralen Anlaufstellen können in 
allgemeine Verbraucherinformationsstellen 
eingegliedert sein, und sie können 
dieselben Stellen sein wie die zentralen 
Anlaufstellen für Strom gemäß Artikel 26 
der Richtlinie (EU) 2019/944 [über 
gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt] oder die gemäß 
[RED, EED, EPBD XX/XX] 
eingerichteten einzigen Anlaufstellen, 
sofern diese Stellen Zugang zu Wissen 
und Informationen über Energie und für 
Verbraucher sicherstellen.

Die zentrale Anlaufstelle muss auch klare 
und vollständige Informationen über 
verfügbare Fördermaßnahmen 
bereitstellen, einschließlich solcher, die 
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auf schutzbedürftige Kunden ausgerichtet 
sind, wie z. B. befristete Mittel der 
Einkommensstützung, Förderung von 
Energieeffizienzmaßnahmen, 
Gebäuderenovierungen, alternative Heiz‑ 
und Kühlsysteme auf Basis erneuerbarer 
Energien und Zugang zu Erzeugung, 
Eigenverbrauch, Verkauf und 
Speicherung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen.
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die Endverbraucher über die Standorte 
der nationalen zentralen Anlaufstellen 
informiert werden.
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
den Verbrauchern über die nationalen 
zentralen Anlaufstellen Informationen 
über zertifizierte Vergleichsinstrumenten 
zur Verfügung gestellt werden, und 
stellen sicher, dass Kunden, die dies 
wünschen, auch ohne Internetzugang 
Zugang zu mindestens einem 
Vergleichsinstrument haben.

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 24 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Mitgliedstaaten prüfen 
regelmäßig das Funktionsfähigkeit der 
außergerichtlichen 
Streitbeilegungsmechanismen, 
insbesondere mit Blick auf die 
Mitwirkung und Rechtstreue der 
Energiedienstleister, Vermittler und 
Verteilernetzbetreiber.

Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der Endkunden 
und tragen insbesondere für angemessene 
Schutzmaßnahmen für schutzbedürftige 
Kunden Sorge. In diesem Zusammenhang 
definiert jeder Mitgliedstaat den Begriff 
„schutzbedürftiger Kunde“, der sich auf 
Energiearmut beziehen kann. Maßnahmen 
zum Schutz schutzbedürftiger Kunden 
können unter anderem das Verbot 
umfassen, solche Kunden in schwierigen 
Zeiten von der Versorgung auszuschließen.

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der Endkunden 
und tragen insbesondere für angemessene 
Schutzmaßnahmen für schutzbedürftige 
Kunden Sorge. In diesem Zusammenhang 
definiert jeder Mitgliedstaat den Begriff 
„schutzbedürftiger Kunde“, der sich auf 
Energiearmut beziehen kann. Maßnahmen 
zum Schutz schutzbedürftiger Kunden 
können zusätzlich zu den in Artikel 10 
Absatz 10 dargelegten Maßnahmen unter 
anderem das Verbot umfassen, solche 
Kunden in schwierigen Zeiten von der 
Versorgung auszuschließen.

Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei der Definition des Begriffs 
„schutzbedürftiger Kunde“ können die 
Höhe des Einkommens, die 
Energieausgaben des Kunden als Anteil 
des verfügbaren Einkommens, die 
kritische Abhängigkeit von Gasgeräten 
für gesundheitliche Zwecke, das Alter und 
weitere relevante Kriterien berücksichtigt 
werden.

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten treffen insbesondere 
geeignete Maßnahmen zum Schutz von 
Endkunden in abgelegenen Gebieten, die 
an das Erdgas- oder das Wasserstoffsystem 
angeschlossen sind. Die Mitgliedstaaten 
können für Haushaltskunden einen 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)    
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Versorger letzter Instanz benennen und, 
wenn sie es für angemessen halten, 
Kleinunternehmen, die als an das 
Gassystem angeschlossene 
schutzbedürftige Kunden gelten. Die 
Mitgliedstaaten gewährleisten einen hohen 
Verbraucherschutz, insbesondere in Bezug 
auf die Transparenz der 
Vertragsbedingungen, allgemeine 
Informationen und 
Streitbeilegungsverfahren.

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 25 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten können geeignete 
Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Energiearmut treffen. Diese Maßnahmen 
können Leistungen ihrer Systeme der 
sozialen Sicherheit umfassen, um die 
notwendige Energieversorgung für 
schutzbedürftige Kunden sicherzustellen, 
oder Unterstützung für die Einführung 
erneuerbarer Energien und die 
Verbesserung der Energieeffizienz, auch 
durch Gebäuderenovierungen, um 
Energiearmut und Schutzbedürftigkeit 
nachhaltig zu überwinden.

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten 
die Einführung eines Systems für den 
Zugang Dritter zum Fernleitungs- und 
Verteilernetz und zu den LNG-Anlagen auf 
der Grundlage veröffentlichter Tarife; die 
Zugangsregelung gilt für alle Kunden, 
einschließlich Versorgungsunternehmen, 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten 
die Einführung eines Systems für den 
Zugang Dritter zum Fernleitungs- und 
Verteilernetz und zu den LNG-Anlagen auf 
der Grundlage veröffentlichter Tarife; die 
Zugangsregelung gilt für alle Kunden, 
einschließlich Versorgungsunternehmen, 
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und wird nach objektiven Kriterien und 
ohne Diskriminierung von Netzbenutzern 
angewandt. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass diese Tarife oder die Methoden 
zu ihrer Berechnung gemäß Artikel 72 von 
einer in Artikel 70 genannten 
Regulierungsbehörde vor deren 
Inkrafttreten genehmigt werden und dass 
die Tarife und – soweit nur die Methoden 
einer Genehmigung unterliegen – die 
Methoden vor ihrem Inkrafttreten 
veröffentlicht werden. Tarifnachlässe 
können nur gewährt werden, wenn dies im 
Unionsrecht vorgesehen ist.

und wird nach objektiven Kriterien und 
ohne Diskriminierung von Netzbenutzern 
angewandt. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass diese Tarife oder die Methoden 
zu ihrer Berechnung gemäß Artikel 72 von 
einer in Artikel 70 genannten 
Regulierungsbehörde vor deren 
Inkrafttreten genehmigt werden und dass 
die Tarife und – soweit nur die Methoden 
einer Genehmigung unterliegen – die 
Methoden vor ihrem Inkrafttreten 
veröffentlicht werden. Tarifnachlässe 
können nur gewährt werden, wenn dies im 
Unionsrecht vorgesehen ist oder 
ausnahmsweise, wenn der Mitgliedstaat 
dies hinreichend begründet und es zur 
Bekämpfung der Energiearmut bei 
geschützten Verbrauchern notwendig ist.

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 71 – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Gewährleistung von Vorteilen für 
die Kunden durch ein effizientes 
Funktionieren des nationalen Marktes, 
Förderung eines effektiven Wettbewerbs 
und Beiträge zur Sicherstellung des 
Verbraucherschutzes in enger 
Zusammenarbeit mit den einschlägigen für 
Verbraucherschutz zuständigen Behörden;

g) Gewährleistung von Vorteilen für 
die Kunden durch ein effizientes 
Funktionieren des nationalen Marktes, 
Förderung eines effektiven Wettbewerbs 
und Sicherstellung eines hohen Maßes an 
Verbraucherschutz in enger 
Zusammenarbeit mit den einschlägigen für 
Verbraucherschutz zuständigen Behörden;

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 71 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ga) Sicherstellung, dass die Kunden 
Vorteile aus dem effizienten 
Funktionieren der nationalen Märkte 
ziehen, die sich mit anderen 
Strommärkten überschneiden, und bei 
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branchenübergreifenden Problemen 
Klarstellung der Zuständigkeiten unter 
den Regulierungsbehörden und anderen 
Behörden und Sicherstellung 
kosteneffizienter Lösungen;

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 71 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Um die Übereinstimmung mit den 
allgemeinen politischen Zielen dieser 
Richtlinie, nämlich dem Schutz der 
Verbraucherinteressen, sicherzustellen, 
konsultieren die nationalen 
Regulierungsbehörden die einschlägigen 
Verbraucherverbände und arbeiten eng 
mit ihnen zusammen, um die Interessen 
und Präferenzen der Verbraucher bei der 
Entwicklung energiepolitischer 
Maßnahmen zu berücksichtigen, aber 
auch um Mängel bei der Umsetzung ihrer 
in dieser Richtlinie verankerten Rechte zu 
ermitteln.

Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Sie ist dafür verantwortlich, anhand 
transparenter Kriterien die Fernleitungs- 
oder Verteilungstarife oder die 
entsprechenden Methoden oder beides 
festzulegen oder zu genehmigen;

a) Sie ist dafür verantwortlich, anhand 
transparenter Kriterien die Fernleitungs- 
und Verteilungstarife oder die 
entsprechenden Methoden oder beides 
festzulegen oder zu genehmigen und sie 
öffentlich zu machen, sofern relevant;

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Richtlinie
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Artikel 72 – Absatz 1 – Buchstabe q

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

q) sie überwacht den Grad und die 
Wirksamkeit der Marktöffnung und den 
Umfang des Wettbewerbs auf 
Großhandels- und Endkundenebene, 
einschließlich Erdgas- und 
Wasserstoffbörsen , Preise für 
Haushaltskunden (einschließlich 
Vorauszahlungssysteme), 
Versorgerwechselraten, Abschaltraten, 
Gebühren für Wartungsdienste, 
Durchführung von Wartungsdiensten und 
Beschwerden von Haushaltskunden, sowie 
etwaige Wettbewerbsverzerrungen oder -
beschränkungen, sie stellt relevante 
Informationen bereit und bringt 
einschlägige Fälle vor die zuständigen 
Wettbewerbsbehörden;

q) sie überwacht den Grad und die 
Wirksamkeit der Marktöffnung und den 
Umfang des Wettbewerbs auf 
Großhandels- und Endkundenebene, 
einschließlich Erdgas- und 
Wasserstoffbörsen, Preise für 
Haushaltskunden (einschließlich 
Vorauszahlungssysteme), das Verhältnis 
von Haushaltspreisen zu 
Großhandelspreisen, die Art und Weise, 
wie Netzkosten und politisch bedingte 
Abgaben an die Verbraucher 
weitergegeben werden, die Entwicklung 
der Betriebskosten der Versorger und die 
Auswirkungen auf Gruppen von 
Endkunden, einschließlich Haushalts- 
und Nichthaushaltskunden, 
Versorgerwechselraten, Abschaltraten, 
Gebühren für Wartungsdienste, 
Durchführung von Wartungsdiensten und 
Beschwerden von Haushaltskunden, sowie 
etwaige Wettbewerbsverzerrungen oder -
beschränkungen, sie stellt relevante 
Informationen bereit und bringt 
einschlägige Fälle vor die zuständigen 
Wettbewerbs- oder 
Verbraucherschutzbehörden;

Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 1 – Buchstabe s a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

sa) sie arbeitet mit einschlägigen 
Verbraucherschutzbehörden zusammen, 
um zu überwachen, dass die 
Vertragsbedingungen der 
Gasversorgungsverträge fair sind, im 
Einklang mit den 
Verbraucherschutzvorschriften stehen 
und nicht zu einer Marktsegmentierung 
führen, die für bestimmte Kundengruppen 
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abträgliche Ergebnisse zur Folge hätte;

Änderungsantrag 80

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 1 – Buchstabe s b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

sb) sie sorgt für das wirksame 
Funktionieren zertifizierter 
Vergleichsinstrumente;

Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 1 – Buchstabe s c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

sc) sie arbeitet mit einschlägigen 
Verbraucherschutzbehörden zusammen, 
um nach Konsultation der 
Verbraucherorganisationen zu 
überwachen und die für die Zertifizierung 
von Vergleichsinstrumenten zuständige 
unabhängigen Behörde 
erforderlichenfalls dazu zu beraten, wie 
Tarife mit positiven Auswirkungen auf die 
Umwelt angezeigt und entsprechend 
ihrem Zusätzlichkeitsgrad auffindbar sein 
sollten;

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 1 – Ziffer ii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) sie überwacht die Beseitigung 
ungerechtfertigter Hindernisse und 
Einschränkungen bei der 
Weiterentwicklung des Verbrauchs von 
selbst erzeugtem erneuerbarem Erdgas 

ii) sie überwacht die Beseitigung 
ungerechtfertigter Hindernisse und 
Einschränkungen bei der 
Weiterentwicklung des Verbrauchs von 
selbst erzeugtem Erdgas aus erneuerbaren 
Quellen und von 
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und von Bürgerenergiegemeinschaften. Bürgerenergiegemeinschaften und 
verhindert den Missbrauch von 
Energiegemeinschaften durch 
Marktteilnehmer.

Änderungsantrag 83

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 72 – Absatz 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass sich die Zuständigkeiten der 
Regulierungsbehörden oder anderer 
Stellen in den verschiedenen Branchen 
nicht überschneiden, damit die 
Verbraucher wissen, an wen sie sich bei 
branchenübergreifenden Problemen 
wenden müssen.

Änderungsantrag 84

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang II – Nummer 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass  in ihren Hoheitsgebieten  intelligente 
Messsysteme eingeführt werden,  wobei   
diese Einführung einer wirtschaftlichen 
Bewertung unterliegen kann, bei der alle 
langfristigen Kosten und Vorteile für den 
Markt und die einzelnen Kunden geprüft 
werden sowie untersucht wird, welche Art 
des intelligenten Messens wirtschaftlich 
vertretbar und kostengünstig ist und in 
welchem zeitlichen Rahmen die 
Einführung praktisch möglich ist.

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass in ihren Hoheitsgebieten intelligente 
Messsysteme eingeführt werden, wobei 
diese Einführung einer wirtschaftlichen 
Bewertung unterliegen kann, bei der alle 
langfristigen Kosten und Vorteile für den 
Markt und die einzelnen Kunden geprüft 
werden sowie untersucht wird, welche Art 
des intelligenten Messens wirtschaftlich 
vertretbar und kostengünstig ist und in 
welchem zeitlichen Rahmen die 
Einführung praktisch möglich ist. Bei 
dieser Bewertung werden auch die 
Vorteile berücksichtigt, die sich für die 
Verbraucher daraus ergeben, dass sie 
intelligente Zähler nutzen und Angebote 
annehmen, die für intelligente Zähler 
geeignet sind. Bei der Bewertung sind die 
in Artikel 51 genannten 
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Netzentwicklungspläne und insbesondere 
die in Absatz 2 Buchstabe c dieses Artikels 
erwähnte Stilllegung von Infrastrukturen 
zu berücksichtigen.
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